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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die steuerliche Begünstigung von Importwaren 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

In § 51 Abs. 1 Ziff. 2 des Einkommen- 
steuergesetzes in der Fassung vom 21. De- 
zember 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 441) und 
des Zweiten Gesetzes zur Änderung des Ein- 
kommensteuergesetzes vom 11. August 1955 
(Bundesgesetzbl. I S. 505) wird der folgende 
Buchstabe m angefügt: 

„m) nach denen jeweils zu bestimmende aus 
dem Ausland eingeführte Wirtschafts- 
güter des Umlaufsvermögens, welche 
die nachstehend bezeichneten Voraus- 
setzungen erfüllen und nach der Einfuhr 
weder bearbeitet noch verarbeitet wor- 
den sind, in Wirtschaftsjahren, die nach 
dem 31. Dezember 1956 und vor dem 
1. Januar 1960 enden, statt mit dem 
sich nach § 6 Abs. 1 Ziff. 2 ergebenden 
Wert mit dem folgenden Wert ange- 
setzt werden können: 
aa) Wirtschaftsgüter, derenPreis auf dem 
Weltmarkt wesentlichen Schwan- 
kungen unterliegt, mit einem Wert, 
der bis zu 15 vom Hundert unter 
den Anschaffungskosten oder dem 
niedrigeren Börsen- oder Markt- 
preis (Wiederbeschaffungspreis) des 
Bilanzstichtags liegt, 
bb) Wirtschaftsgüter, die wegen ihrer 
besonderen volkswirtschaftlichen Be- 
deutung zur Deckung desBedarfs der 
deutschen Wirtschaft erforderlich sind 
(Waren des volkswirtschaftlich vor- 
dringlichen Bedarfs — Bedarfs- 
waren), mit einem Wert, der bei 
einem Mehrbestand an diesen Wa- 
ren bis zu 30 vom Hundert und bei 
dem übrigen Bestand bis zu 15 vom 
Hundert unter den Anschaffungs- 
kosten oder dem niedrigeren Bör- 


sen- oder Marktpreis (Wiederbe- 
schaffungspreis) des Bilanzstichtags 
liegt; statt des Abschlags auf einen 
Mehrbestand kann bei den einzel- 
nen Bedarfswaren ein Abschlag bis 
zu 30 vom Hundert von den An- 
schaffungskosten oder dem niedri- 
geren Börsen- oder Marktpreis 
(Wiederbeschaffungspreis) des Bi- 
lanzstichtags zugelassen werden, so- 
weit diese Bedarfswaren neben den 
handelsüblichen Vorräten einge- 
lagert werden und nur unter be- 
sonders zu bestimmenden Bedin- 
gungen dem Lager (Sonderlager) 
entnommen werden können. 

Ein Mehrbestand ist anzunehmen, 
soweit der mengenmäßige Bestand 
an Bedarfswaren im einzelnen und 
insgesamt am Schluß des Wirt- 
schaftsjahrs den Bestand an einem 
noch zu bestimmenden Zeitpunkt, 
der nach dem 31. Dezember 1954 
liegt, übersteigt. 

Erfüllen Wirtschaftsgüter die Vorausetzun- 
gen zu Doppelbuchstabe aa und zu Doppel- 
buchstabe bb, so kann nur ein Wertansatz 
nach Doppelbuchstabe bb zugelassen wer- 
den.“ 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die 
auf Grund dieses Gesetzes erlassen werden, 
gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 



Begründung 


A. Im allgemeinen 

Die deutsche Einfuhr hat im Zuge der fort- 
schreitenden Liberalisierung im Laufe der 
letzten Jahre ständig an Bedeutung gewon- 
nen. Die Vergrößerung der Lagerbestände an 
Importwaren, deren Preis auf dem Welt- 
markt wesentlichen Schwankungen unter- 
liegt, bringt für die Unternehmen auch eine 
erhebliche Vergrößerung des geschäftlichen 
Risikos mit sich. Die Bewertungsvorschriften 
des geltenden Rechts lassen nach der Recht- 
sprechung des Reichsfinanzhofs bei der Be- 
wertung von Importwaren nur die Berück- 
sichtigung von Preisschwankungen zu, die bis 
zu 6 Wochen vor oder nach dem Bilanzstich- 
tag aufgetreten sind. Dabei wird das erheb- 
liche Risiko, das in einer Lagerhaltung von 
solchen Importwaren liegt, nicht ausreichend 
berücksichtigt. Um dem Risiko der Unter- 
nehmer, die Bestände an Importwaren mit 
erheblich schwankenden Preisen unterhalten, 
auch steuerlich Rechnung zu tragen und da- 
mit die auch volkswirtschaftlich wünschens- 
werte Bevorratung dieser Importwaren zu 
fördern, ergingen die übereinstimmenden 
Ländererlasse vom 6. Dezember 1954 (BStBl. 
1955 II S. 20) und vom 30. Juni 1956 
(BStBl. II S. 95) betr. Ermittlung des Teil- 
werts von Importwaren (Bremer Erlaß), in 
denen bestimmt wurde, daß bei der Ein- 
kommensermittlung von Beanstandungen 
abgesehen werden kann, wenn der Steuer- 
pflichtige bei der Bewertung von bestimm- 
ten, in einer dem Erlaß beigefügten Liste 
enthaltenen Importwaren einen Abschlag bis 
zu 10, später 15 v. H. auf den Börsen- oder 
Marktpreis (Wiederbeschaffungspreis) vorge- 
nommen hat. 

Der Bundesfinanzhof hat in seinem Urteil 
vom 17. Juli 1956 (BStBl. III S. 379) diese 
Erlasse für nicht vereinbar mit dem gelten- 
den Einkommensteuerrecht erklärt. Die Er- 
lasse hätten offenbar den Zweck gehabt, aus 


wirtschaftspolitischen Gründen die Finanzie- 
rung der Lagerhaltung bestimmter Waren zu 
erleichtern. Eine derartige Maßnahme be- 
dürfe jedoch einer gesetzlichen Grundlage. 

Das bezeichnete Urteil des BFH löste nicht 
nur die Prüfung der Frage aus, ob und wie 
der nach wie vor volkswirtschaftlich er- 
wünschten Regelung der Ländererlasse ine 
gesetzliche Grundlage gegeben werden köi ne; 
es traf darüber hinaus auch zusammen nit 
Überlegungen über eine ausreichende V br- 
ratshaltung der deutschen Wirtschaft, insbe- 
sondere auch mit der Frage, ob etwa aus (Le- 
ser Veranlassung eine erweiterte steuerliche 
Begünstigung besonders wichtiger Impo; - 
waren erforderlich sei. Bei der Prüfung d e- 
ser Frage wurde darauf hingewiesen, daß c ie 
Lagerhaltung gerade auch in diesen War n 
nicht befriedigend sei und insbesondere in 
Krisenzeiten den Bedarf der deutschen Wirt- 
schaft nicht decken könne. Es sei deshalb — 
trotz der starken haushaltsmäßigen Beden- 
ken — unumgänglich, einen Anreiz für die 
im Interesse der Allgemeinheit notwendige 
Erhöhung der Lagerhaltung zu geben und 
zu diesem Zweck insbesondere die Finanzie- 
rung dieser Lagerhaltung zu erleichtern und 
die mit der Lagerhaltung verbundenen Risi- 
ken zu mildern. Der Entwurf trägt diesen 
Gedanken Rechnung und nimmt dabei 
einen erheblichen, zur Zeit schwer überseh- 
baren Ausfall für den Haushalt in Kauf. 

B. Im einzelnen 

Zu Artikel 1 

1 . Einführung : Da die vorgesehene steuer- 
liche Begünstigung nur für einen eng be- 
grenzten Kreis von Importwaren gelten soll, 
erscheint es zweckmäßig, die gesetzliche 
Grundlage in Form einer Ermächtigung in 
den § 51 des Einkommensteuergesetzes ein- 
zufügen. 
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Der Entwurf der Ermächtigung sieht ver- 
schiedene Vergünstigungen vor, deren Ein- 
zelheiten durch Rechtsverordnung bestimmt 
werden sollen. Alle Vergünstigungen bezie- 
hen sich nur auf Wirtschaftsgüter des Um- 
laufsvermögens, die aus dem Ausland einge- 
führt und nach der Einfuhr weder bearbeitet 
noch verarbeitet worden sind. Die Begriffe 
der Bearbeitung und Verarbeitung sollen sich 
grundsätzlich an die des Umsatzsteuerrechts 
anlehnen. Inwieweit gewisse Bearbeitungen 
oder Verarbeitungen unschädlich sind, soll 
in der Durchführungsverordnung bestimmt 
werden. 

Die auf Grund der Ermächtigung zu be- 
stimmenden Vergünstigungen sollen für 
Wirtschaftsjahre gelten, die nach dem 31. De- 
zember 1956 und vor dem 1. Januar 1960 
enden. Für die Zeit vor dem 1. Januar 1957 
bedarf es einer besonderen gesetzlichen Rege- 
lung nicht mehr, nachdem die Finanzmini- 
sterien der Länder sich übereinstimmend da- 
mit einverstanden erklärt haben, daß mit 
Rücksicht auf die Grundsätze von Treu und 
Glauben die bisherige Regelung in den Län- 
dererlassen noch für die Wirtschaftsjahre 
gelten soll, die bis zum 30. Juni 1957 enden. 
Die zeitliche Begrenzung der Vergünstigun- 
gen auf Wirtschaftsjahre, die vor dem 

1. Januar 1960 enden, ist geboten, weil es 
sich um eine steuerliche Sonderregelung han- 
delt, die auf der gegenwärtigen Wirtschafts- 
lage beruht und von den Bewertungsgrund- 
sätzen des Einkommensteuerrechts abweicht. 
Sie ist deshalb als dauernder Bestandteil des 
Einkommensteuerrechts nicht geeignet, zu- 
mal sie auch dem Ziel, steuerliche Vergün- 
stigungen soweit wie möglich abzubauen, 
widerspricht. Der bei dem einzelnen Steuer- 
pflichtigen in der Regel bestehende Wunsch 
nach einer möglichst langen Dauer der Ver- 
günstigung muß gegenüber diesen Erwägun- 
gen zurücktreten. 

2. Zu Doppelbuchstabe aa: Die Ermächtigung 
zu aa, bei Importwaren, deren Preis wesent- 
lichen Schwankungen unterliegt, bei der 
Gewinnermittlung einen Bewertungsabschlag 
bis zu 15 v. H. auf die Anschaffungskosten 
oder den niedrigeren Börsen- oder Markt- 
preis zu gestatten, entspricht der Regelung 
in den Ländererlassen. Sie unterscheidet sich 
von ihr nur dadurch wesentlich, daß als Aus- 
gangswert für die Bemessung des Abschlags 
nunmehr neben dem Börsen- oder Markt- 
preis auch die Anschaffungskosten in Be- 
tracht kommen. Bisher war lediglich der 


Börsen- oder Marktpreis Ausgangswert für 
den Abschlag. Das wirkte sich wegen der in 
§ 6 Abs. 1 Ziff. 2 EStG enthaltenen Bewer- 
tungsvorschriften für Wirtschaftsgüter des 
Umlaufsvermögens dahin aus, daß bei einem 
Steigen der Börsen- oder Marktpreise über 
die Anschaffungskosten hinaus der in den 
Ländererlassen vorgesehene Abschlag nicht 
in voller Höhe oder sogar überhaupt nicht 
zum Zuge kam. Eine Erhöhung des Ab- 
schlags über die Höhe der Ländererlasse hin- 
aus erscheint mit Rücksicht auf die erwähnte 
Änderung des Ausgangswerts bei der Bemes- 
sung des Abschlags weder erforderlich noch 
vertretbar. 

Auf das Erfordernis, daß es sich um Waren 
handeln muß, deren Preis auf dem Welt- 
markt wesentlichen Schwankungen unter- 
liegt, konnte im Rahmen der Ermächtigung 
zu aa nicht verzichtet werden. Diese Schwan- 
kungen im Preis und das damit verbundene 
besondere Risiko sind der Hauptgrund für 
die Zulassung eines Bewertungsabschlags. Lie- 
gen bei Importwaren diese Vorausetzungen 
nicht vor, so kann eine steuerliche Bewer- 
tungsbegünstigung für solche Waren nur in 
Betracht kommen, wenn es sich um Import- 
waren handelt, die unter die Ermächtigung 
zu bb fallen. 

3. Zu Doppelbuchstabe bb: Dieser Teil der 
Ermächtigung geht über die Ermächtigung 
zu aa und damit über die bisher in den Län- 
dererlassen getroffene Regelung hinaus. Er 
betrifft nur Importwaren, die wegen ihrer 
besonderen volkswirtschaftlichen Bedeutung 
zur Deckung des Bedarfs der deutschen Wirt- 
schaft erforderlich sind. Diese Begrenzung 
des Kreises der begünstigten Waren soll 
sicherstellen, daß nur eine beschränkte An- 
zahl von Waren begünstigt wird, von denen 
ein gewisser Lagerbestand für den geordne- 
ten Ablauf der Gesamtwirtschaft, nament- 
lich in Krisenzeiten, notwendig ist. Es wird 
sich hier insbesondere um Naturkautschuk, 
gewisse NE-Metalle, gewisse Erze usw. han- 
deln. Wesentlichen Preisschwankungen auf 
dem Weltmarkt brauchen diese Waren nicht 
zu unterliegen, wenn es auch häufig der Fall 
sein wird. Der Abschlag bei der Bewertung, 
der wie zu aa allgemein bis zu 15 v. H. be- 
tragen kann, ist hier schon durch die beson- 
dere Bedeutung dieser Waren für die deut- 
sche Volkswirtschaft und das Erfordernis 
ihrer ausreichenden Lagerhaltung gerecht- 
fertigt. 
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Um einen besonderen Anreiz zu geben, daß 
die Steuerpflichtigen Waren dieser Art in 
einem größeren Umfang einlagern, als sie es 
bisher taten — das ist das eigentliche Anlie- 
gen dieser Vorschrift — und mit Rücksicht 
auf das damit verbundene größere Risiko 
sollen die von den Unternehmen gebildeten 
Mehrbestände besonders begünstigt werden. 
Für denMehrbestand ist deshalb ein Abschlag 
bis zu 30 v. H. vorgesehen. 

Der zweite Teil der Vorschrift in bb betrifft 
solche Bedarfswaren, die in einem unter be- 
sonderen Bedingungen stehenden Lager (Son- 
derlager) zusätzlich neben dem handels- 
üblichen Lager eingelagert werden. Diese Be- 
günstigung geht von Voraussetzungen aus, 
die zur Zeit noch nicht genau bestimmt wer- 
den können. Es ist dabei an die Möglichkeit 
gedacht, daß es sich als erforderlich und 
zweckmäßig erweisen kann, im Interesse 
einer ausreichenden Lagerbildung und ganz 
besonders der Sicherung der Lagerhaltung 
auch in anderer Weise als durch steuerliche 
Maßnahmen wie z. B. durch Kredithilfe usw. 
auf die Vorratsbildung Einfluß zu nehmen. 
Sollte dieser Fall eintreten, so würden dabei 
sicherlich ergänzende steuerliche Maßnahmen 
in den Kreis der Betrachtungen einbezogen 
werden müssen. Es würde die schnelle und 
wirksame Durchführung dieser Maßnahmen 
beeinträchtigen können, wenn in diesem Fall 
erst eine neue zusätzliche gesetzliche Ermäch- 
tigung geschaffen werden müßte. Die vor- 
stehende Ermächtigung läßt deshalb vorsorg- 
lich auch hierfür eine entsprechende Vergün- 
stigung zu. Der Abschlag von 30 v. H. von 
den Waren in dem Sonderlager tritt an die 
Stelle des Abschlags vom Mehrbestand an 
solchen Waren nach bb erster Halbsatz. Da- 


mit ist sichergestellt, daß der Abschlag auf 
die Waren im Sonderlager nicht kumulativ 
zu dem Abschlag auf den Mehrbestand tre- 
ten kann und der Abschlag in verwaltungs- 
mäßig einfacherer Form vorgenommen wer- 
den kann als bei der Bemessung des Ab- 
schlags vom Mehrbestand, dessen Ermittlung 
in vielen Fällen erhebliche Schwierigkeiten 
mit sich bringen wird. Die Art, in der der 
Abschlag vorzunehmen ist, wird sich nach 
der Gestaltung der Sonderlager und deren 
Finanzierungsform richten. 

Im letzten Absatz des Doppelbuchstaben bb 
sind die Rahmenvorschriften für die Berech- 
nung des Mehrbestands enthalten. Auszu- 
gehen ist danach grundsätzlich von dem Ver- 
gleich der Mengen. Ein Ausgleich etwaiger 
Mehr- oder Minderbestände innerhalb eines 
Warenlagers, das aus verschiedenen begün- 
stigten Warengattungen oder Warensorten 
besteht, ist erforderlich. Die Einzelheiten da- 
zu werden in der vorgesehenen Durchfüh- 
rungsverordnung zu bestimmen sein. 

Der letzte Absatz des Artikels 1 betrifft die 
Importwaren, bei denen die in den Doppel- 
buchstaben aa und bb aufgeführten Voraus- 
setzungen gleichzeitig gegeben sind. Bei Be- 
wertung dieser Waren soll der Steuerpflich- 
tige nur einen Abschlag nach Doppelbuch- 
stabe bb vornehmen können. 

Zu Artikel 2, 3 und 4 

Artikel 2 enthält die übliche Berlin-Klausel, 
Artikel 3 die nach der staatsrechtlichen Ein- 
gliederung des Saarlandes in das Bundes- 
gebiet erforderlich Saarland-Klausel und Ar- 
tikel 4 die Bestimmung über das Inkrafttre- 
ten des Gesetzes. 



Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


Zu § 51 Abs. 1 Ziff. 2 EStG 

1. Buchstabe m ist eingangs wie folgt zu 
fassen: 

,,m) nach denen jeweils zu bestimmende 
Wirtschaftsgüter des Umlaufvermögens 
ausländischer Herkunft (Importwaren), 
welche “ 

Die Worte „nach der Einfuhr* sind durch 
die Worte „nach dem Erwerb“ zu ersetzen. 

Begründung 

Aus der bisherigen Fassung könnte geschlos- 
sen werden, daß sich die Begünstigung nicht 
auf Importwaren beziehen soll, die zwar 
deutschen Importeuren gehören, aber sich 
noch im Ausland, auf dem Transport in das 
Bundesgebiet oder in einem deutschen Frei- 
hafen befinden. Nach dem Bremer Erlaß 
waren diese Wirtschaftsgüter in die Vergün- 
stigung einbezogen. Die vorgeschlagene Fas- 
sung soll sicherstellen, daß sich die Steuer- 
pflichtigen nach dem Gesetz nicht schlechter 
stehen. 

2. Im Buchstaben m sind die Worte „vor dem 
1. Januar 1960“ durch die Worte „vor dem 
1. Januar 1962“ zu ersetzen. 

Begründung 

Ziel des Gesetzentwurfs ist, den sogen. Bre- 
mer Erlaß auf eine gesetzliche Basis zu stel- 
len. Der Bremer Erlaß enthielt jedoch keine 
zeitliche Begrenzung. Die Berücksichtigung 


des Preisrisikos bei den Importwaren muß 
nicht nur vorübergehend, sondern grund- 
sätzlich als notwendig anerkannt werden. 
Wird dagegen die Abschlagsmöglichkeit von 
vornherein nur bis zum Ende des Jahres 
1959 zugelassen, so ist die Wirtschaft ge- 
zwungen, frühzeitig ihre Lagerdispositionen 
auf diesen Zeitpunkt einzurichten. Das be- 
deutet u. U. einen vorzeitigen Abbau der 
Lagerhaltung, wodurch dem Zweck des Ge- 
setzes entgegengewirkt würde. 

Wenn gegen eine unbefristete Vergünstigung 
gewisse Bedenken bestehen, so ist der vorge- 
sehene Zeitpunkt vom 1. Januar 1960 auf 
jeden Fall zu kurz bemessen. Die betroffenen 
Steuerpflichtigen müssen bei ihren Importen 
langfristig planen können. Deshalb muß zu- 
mindest eine Verlängerung bis zum 1. Januar 
1962 erfolgen. 

3. Im Buchstaben m ist der letzte Absatz 
wie folgt zu fassen: 

„Erfüllen Wirtschaftsgüter die Voraussetzun- 
gen zu Doppelbuchstabe aa und zu Doppel- 
buchstabe bb, so kann der Wertansatz nach 
Wahl des Steuerpflichtigen entweder nach 
Doppelbuchstabe aa oder auch nach Doppel- 
buchstabe bb erfolgen.“ 

Begründung 

Dem Steuerpflichtigen muß es überlassen 
bleiben, den für ihn günstigeren Wertansatz 
zu wählen. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 174. Sitzung am 
29. März 1957 zu dem oben bezeichneten 
Gesetzentwurf eine Reihe von Änderungs- 
vorschlägen beschlossen, zu denen wie folgt 
Stellung genommen wird: 

1. Zu Nr, 1 

Die Änderung soll sicherstellen, daß auch die 
Importwaren in die Begünstigung einbezogen 
werden, die sich noch nicht im Bundesgebiet, 
sondern noch im Ausland, auf dem Trans- 
port in das Bundesgebiet oder in einem deut- 
schen Freihafen befinden. 

Die Änderung ist aus den angeführten Grün- 
den gerechtfertigt, soweit sie sich auf die 
Gewährung eines Abschlags von 15 v. H. 
auf unter die Ermächtigung zu Doppelbuch- 
stabe aa oder Doppelbuchstabe bb fallende 
Importwaren bezieht. Insoweit könnte ihr 
zugestimmt werden. Sie ist dagegen nicht be- 
rechtigt, soweit sie sich auch auf den unter 
Doppelbuchstaben bb des Entwurfs vorgese- 
henen Abschlag von 30 v. H. vom Mehrbe- 
stand oder vom Sonderlager bezieht. 

Der Hauptgrund für die erweiterte Begün- 
stigung ist, die Steuerpflichtigen auf diese 
Weise zu einer größeren Einlagerung von 
Importwaren anzuregen, die in Krisenfällen 
zur Verfügung stehen sollen. Damit ist es 
nicht vereinbar, Waren schon dann in dieser 
Form zu begünstigen, wenn sie sich noch im 
Ausland oder auf dem Transport in das Bun- 
desgebiet befinden, also für die einheimische 
Wirtschaft im Bedarfsfall noch nicht zur 
Verfügung stehen. Der Wirtschaftsausschuß 
hatte aus diesem Grunde bereits einen ent- 
sprechenden Antrag gestellt. Dieser Antrag 
ist im Plenum des Bundesrates abgelehnt 
worden. Der Antrag war jedoch, wie sich aus 
den obigen Ausführungen ergibt, grund- 


sätzlich berechtigt, müßte sich allerdings auch 
auf die Sonderlager erstrecken. Die Bundes- 
regierung kann daher dem Änderungsvor- 
schlag des Bundesrates unter Nr. 1 nur zu- 
stimmen, wenn gleichzeitig damit die folgen- 
den Änderungen in Buchstabe m des § 51 
Abs. 1 Ziff. 2 EStG vorgenommen werden: 

a) in Doppelbuchstabe bb Absatz 1 zweiter 
Halbsatz werden hinter den Worten „so- 
weit diese Bedarfswaren“ die Worte ein- 
gefügt „im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes oder im Saarland“, 

b) in Doppelbuchstabe bb Absatz 2 wird 
folgender Satz angefügt: „Hierbei sind 
nur Bedarfswaren zu berücksichtigen, die 
sich im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
oder im Saarland befinden.“ 

2. Zu Nr. 2 

Im Gesetzentwurf ist vorgesehen, daß die 
Vergünstigungen nur für Wirtschaftsjahre 
gewährt werden sollen, die vor dem 1. Ja- 
nuar 1960 enden. Die Regelung würde also, 
das laufende Kalenderjahr mitgerechnet, zu- 
nächst drei Jahre gelten. Der Bundesrat hält 
diese Befristung, insbesondere mit Rücksicht 
auf die notwendigen langfristigen Planungen 
der Steuerpflichtigen, nicht für ausreichend 
und schlägt deshalb eine Verlängerung von 
zwei Jahren, also eine Gültigkeitsdauer von 
fünf Jahren vor. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß 
man es bei der vorgesehenen Geltungsdauer 
von drei Jahren belassen sollte. Es ist zwar 
nicht zu verkennen, daß bei den Steuer- 
pflichtigen in der Regel langfristige Planun- 
gen erwünscht sind. Es ist aber andererseits 
zu berücksichtigen, daß es sich hier um eine 
im Interesse der Gesamtwirtschaft zwar zur 
Zeit notwendige, für das Einkommensteuer- 
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recht aber um eine Sondermaßnahme han- 
delt. Eine derartige Maßnahme, über deren 
Auswirkungen Erfahrungen nur hinsichtlich 
des den Bremer Erlaß legalisierenden Teils vor- 
liegen, sollte nicht gleich für einen Zeitraum 
von fünf Jahren getroffen werden. Ob die 
vorgesehenen Maßnahmen auch nach drei 
Jahren noch erforderlich sein werden, läßt 
sich heute noch nicht übersehen. Das hängt 
weitgehend von den dann geltenden steuer- 
rechtlichen Vorschriften und von der dann 
bestehenden wirtschaftlichen Lage ab. Daß 
die vorgesehenen Maßnahmen durch ihre 
Befristung auf nur drei Jahre in ihrer Wir- 
kung zu stark eingeschränkt werden, ist nach 
Auffassung der Bundesregierung nicht anzu- 
nehmen. Etwaigen Befürchtungen in dieser 
Hinsicht könnte auch durch eine möglichst 
frühzeitige Prüfung der Frage der Verlänge- 
rung der Gültigkeitsdauer oder durch eine 
beim Auslaufen der Vergünstigungen zu tref- 
fende Ubergangsregelung begegnet werden. 
Zu berücksichtigen ist schließlich bei der Be- 
messung der Gültigskeitsdauer auch, daß die 
Mehrzahl der anderen Vergünstigungen des 
Einkommensteuerrechts schon zum Ende des 
Jahres 1958 auslaufen und eine erheblich 


über diesen Zeitpunkt hinausgehende Befri- 
stung der Vergünstigung den Bestrebungen 
um Vereinfachung und Bereinigung des Steuer- 
rechts zuwiderlaufen würde. 

3, Zu Nr. 3 

Der Vorschlag des Bundesrates geht davon 
aus, daß es, je nach Lage des Einzelfalls, ver- 
schieden sein kann, welche der steuerlichen 
Vergünstigungen, ob die nach Doppelbuch- 
stabe aa oder die nach Doppelbuchstabe bb 
des Gesetzentwurfs, günstiger sind. 

Das ist nur dann richtig, wenn die im Ge- 
setzentwurf vorgesehene Vorschrift unter 
Doppelbuchstabe bb entsprechend den Aus- 
führungen zu Nr. 1 ergänzt wird. Nur 
dann können sich Fälle ergeben, in denen 
entweder die Vergünstigungen nach Doppel- 
buchstabe aa oder die nach Doppelbuchstabe 
bb des Entwurfs günstiger sind. Die Bundes- 
regierung hält deshalb den Änderungsvor- 
schlag des Bundesrates zu Nr. 3 nur für ge- 
rechtfertigt, wenn gleichzeitig dem Vor- 
schlag der Bundesregierung zu Nr. 1 ent- 
sprochen wird. Anderenfalls müßte die Fas- 
sung des Gesetzentwurfs bestehenbleiben. 
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